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 Ausführungsgesetz zu § 47 Absatz 1b des Asylgesetzes (AG AsylG) 

Gesetzentwurf 
der Fraktion der FDP 
Drucksache 18/12026 

– Anhörung von Sachverständigen (s. Anlage) 

Vorsitzender Dr. Gregor Kaiser: Liebe Kolleginnen und Kollegen! Sehr geehrte Damen 
und Herren! Ich darf Sie alle recht herzlich zur heutigen Anhörung des Integrations-
ausschusses begrüßen. Besonders begrüßen möchte ich die Sachverständigen sowie 
Medienvertreter und Medienvertreterinnen und Zuhörer und Zuhörerinnen im Saal. 
Gleichzeitig begrüße ich auch diejenigen, die per Videoschaltung zugeschaltet sind 
und die Anhörung im Livestream verfolgen. 

Hinweisen möchte ich darauf, dass Ton-, Film und Bildaufnahmen während der Sit-
zung untersagt sind und dass die Anhörung im Livestream übertragen wird. 

Mit der Einladung 18/1197 vom 05.03.2025 haben Sie die Tagesordnung erhalten. Gibt 
es Wortmeldungen zu dieser Tagesordnung? – Das ist nicht der Fall. 

In unserer Sitzung am 23. Januar 2025 haben wir entschieden, zu dem vorliegenden 
Gesetzentwurf der FDP-Fraktion die heutige Anhörung von Sachverständigen durch-
zuführen. 

Ich möchte mich an dieser Stelle im Namen des Ausschusses bei allen Sachverstän-
digen für die abgegebenen Stellungnahmen und ihre heutige Anwesenheit herzlich 
bedanken. 

Sie finden auf Ihren Plätzen eine Übersicht vor, mit der Sie die Stellungnahmen den 
Sachverständigen bzw. Institutionen zuordnen können. Zudem sind im Eingangsbe-
reich Kopien ausgelegt. 

Aus zeitlichen Gründen ist nicht vorgesehen, dass die anwesenden Sachverständigen 
ihre schriftlichen Stellungnahmen in einem Eingangsstatement noch einmal mündlich 
zusammenfassen. Vielmehr gehe ich davon aus, dass die Abgeordneten die schriftli-
chen Stellungnahmen gelesen und ausgewertet haben und nunmehr ihre Fragen an 
die Sachverständigen richten, um Sachverhalte zu vertiefen bzw. zu hinterfragen. 

Pro Fragerunde kann jede Fraktion bis zu drei Fragen an einen bis zwei Sachverstän-
dige richten. Die Sachverständigen haben anschließend maximal drei Minuten Zeit, 
um die Fragen zu beantworten. Wenn mehrere Fraktionen Fragen an einen Sachver-
ständigen gerichtet haben, bekommt der- oder diejenige entsprechend mehr Zeit. 

Es werden bis zu drei Fragerunden durchgeführt. 

Gibt es Fragen zum Verfahren? – Das ist nicht der Fall. 

Dann erhält zunächst die antragstellende Fraktion der FDP die Möglichkeit, ihre Fra-
gen an die Sachverständigen zu richten. Anschließend werde ich den anderen Frakti-
onen in der Reihenfolge ihrer Größe das Wort erteilen. Herr Lürbke, bitte. 



Landtag Nordrhein-Westfalen - 4 - APr 18/850 

Integrationsausschuss 12.03.2025 
36. Sitzung (öffentlich) 
 
 
Marc Lürbke (FDP): Vielen Dank, Herr Vorsitzender. – Liebe Kolleginnen und Kolle-
gen! Meine sehr geehrten Damen und Herren Sachverständige, zuerst einmal vonsei-
ten der FDP mein herzliches Dankeschön für sowohl die Stellungnahmen als auch die 
Möglichkeit des Austausches heute mit Ihnen. 

Ich habe in der ersten Runde drei Fragen, die sich vor allen Dingen an Frau Schne-
ckenburger vom Städtetag Nordrhein-Westfalen und Herrn Beigeordneten Yildiz der 
Stadt Schwerte richten. 

Erstens. Vielleicht setzen Sie uns einmal kurz ins Bild. Wir nehmen Zugangszahlen 
wahr, die zwar etwas zurückgehen. Wie sehr belastet sind Sie dennoch? Wie sehr 
belasten eigentlich die neuen Zuweisungen von Flüchtlingen die Städte und Gemein-
den, deren Kapazitäten für Unterbringung, Versorgung und Integration oft vielfach am 
Limit sind? 

Und dann konkret dazu die Frage: Inwiefern könnte gemäß unserem Antrag ein län-
gerer Aufenthalt von Personen mit geringer Bleibeperspektive in den Landeserstauf-
nahmeeinrichtung die Kommunen in diesem Sinne entlasten? 

Meine dritte Frage richtet sich an Sie beide: Wie könnte ansonsten besser erreicht 
werden, dass sich die Städte und Gemeinden auf die Versorgung und Integration von 
Personen konzentrieren können, die dann auch eine echte Bleibeperspektive in 
Deutschland haben? 

Sascha Lienesch (CDU): Werte Kolleginnen und Kollegen! Sehr geehrte Sachver-
ständige, auch vonseiten der CDU-Fraktion vielen Dank, dass Sie sowohl die Stellung-
nahmen eingereicht haben als auch uns hier heute für vertiefende Nachfragen zur 
Verfügung stehen. 

Meine erste Frage richtet sich an Herrn Yildiz und Frau Schneckenburger. Sind Sie 
der Auffassung, dass der heute zu behandelnde Gesetzentwurf zu einer Entlastung 
der Kommunen führen könnte? Wenn ja, warum? Wenn nein, warum nicht? Wo sehen 
Sie Verbesserungspotenziale im Gesetzentwurf? 

Thorsten Klute (SPD): Vielen Dank im Namen der SPD-Fraktion, dass Sie an der 
Anhörung so kompetent und gut mitwirken. 

Meine erste Frage richtet sich an alle Sachverständige. Wie sehen Sie das Zusam-
menleben für einen Zeitraum von bis zu zwei Jahren in Landesunterkünften? Hat es – 
ich versuche, es jetzt neutral zu formulieren – auch außerhalb der Landesunterkünfte 
Auswirkungen, wenn Menschen in einer größeren Anzahl in solchen Unterkünften un-
tergebracht werden? Und was müsste eigentlich in diesen Landesunterkünften ge-
schehen, um negative Auswirkungen auf das Umfeld drumherum zu vermeiden? 

Benjamin Rauer (GRÜNE): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen 
und Herren! Auch von mir ein Dank für Ihre Anwesenheit und auch die Stellungnah-
men, die Sie uns geschickt haben. 
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Ich habe in der ersten Runde zwei Fragen, und zwar an Frau Zängerling und Frau 
Naujoks. Welche rechtlichen und praktischen Bedenken sprechen aus Ihrer Erfahrung 
gegen die Verlängerung der Wohnverpflichtung, insbesondere mit Blick auf vulnerable 
Gruppen? 

Und dann gehe ich ein bisschen auf das ein, was Herr Klute gesagt hat. Ich beziehe 
mich jetzt nicht nur auf das, was außerhalb der Einrichtung Einfluss auf das Leben hat, 
sondern auch auf das, was innerhalb der Einrichtung Einfluss auf das Leben hat. Wel-
che Voraussetzungen müssen die Unterkünfte erfüllen, insbesondere wenn die Men-
schen dort länger bleiben müssen? 

Enxhi Seli-Zacharias (AfD): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen 
und Herren Sachverständige! Frau Schneckenburger, auf Seite 2 Ihrer Stellungnahme 
nennen Sie eine Prozentzahl von 85 %. Damit meinen Sie, dass, wenn es um die Zu-
weisung an die Kommunen geht, die Höchstdauer bei minderjährigen Kinder und ihren 
Eltern oder anderen Sorgeberechtigen sowie ihren volljährigen, ledigen Geschwistern 
bei den derzeit geltenden sechs Monaten bestehen bleibt. Wir haben versucht, diese 
Zahl zu überprüfen. Es kann sein, dass wir das vielleicht in einem falschen Kontext 
aufgefasst haben. Wir haben uns dazu einen Sachstandsbericht der Landesregierung 
angeschaut, und die Landesregierung kommt auf andere Zahlen. Vielleicht können Sie 
uns ganz kurz darstellen, wie Sie auf 85 % kommen. Wenn ich mir einen aktuellen 
Bericht der Landesregierung anschaue, kommt dieser auf 11 % Frauen ohne Kinder, 
die den Kommunen zugewiesen werden, und 56 % allein reisende Männer, vor allem 
junge Männer. – Danke schön. 

Vorsitzender Dr. Gregor Kaiser: Vielen Dank. – Damit sind wir einmal durch und 
kommen zur ersten Antwortrunde. Wir beginnen mit Frau Schneckenburger. Ihr folgen 
Frau Naujoks, Herr Yildiz und Frau Zängerling. 

Daniela Schneckenburger (Städtetag Nordrhein-Westfalen): Sehr geehrter Herr 
Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren! Ich bedanke mich zunächst für die 
Möglichkeit, für die Städte in Nordrhein-Westfalen zu einem Themenfeld Stellung neh-
men zu können, das, wie Sie wissen, intensiv diskutiert worden ist und auch die kom-
munale Seite intensiv belastet. Insofern ist es sehr zu begrüßen, dass Sie das Thema 
„kommunale Unterbringung von Geflüchteten“ an dieser Stelle im Landtag behandeln 
und die kommunale Sichtweise mit einbeziehen. 

CDU und FDP haben nach zum Thema „Belastung“ gefragt: Wie stark ist die Belastung 
der Städte in Nordrhein-Westfalen? – Wir sehen, dass durch die Maßnahmen auf Bun-
desebene – und hier hat sich insbesondere die Grenzkontrolle auf Bundesebene in 
den vergangenen Monaten deutlich ausgewirkt – das Zugangsgeschehen in Deutsch-
land in 2024 gegenüber 2023 um 30 % rückläufig ist. Das ist eine Entwicklung, die in 
den Kommunen spürbar sein wird. Insofern gibt es eine gewisse Entlastung bei der 
Unterbringung. Nichtsdestotrotz halten wir in unseren Beschlussvorlagen für das Prä-
sidium des Deutschen Städtetages genauso wie in Nordrhein-Westfalen fest, dass die 
Belastungssituation der Kommunen immer noch gegeben ist, und sie betrifft nicht nur 
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das Thema „Unterbringung“. Vielmehr – und darauf möchte ich verweisen, weil das 
manchmal ein bisschen aus dem Blick gerät, weil die Unterbringung von Geflüchteten 
sehr stark im Vordergrund steht – sind auch die Integrationsstrukturen gefordert, und 
damit sind nicht nur die klassischen Integrationsangebote gemeint, sondern auch die 
Kindertageseinrichtungen und Schulen, die gerade in den vergangenen Jahren einen 
hohen Zugang zu verzeichnen hatten. Sie können sich vorstellen, dass die Infrastruk-
tur da nicht im selben Maße mitwachsen kann. 

Wie hoch ist also die Belastung? Die Kommunen, die Städte haben uns gegenüber 
immer erklärt, dass sie weiterhin aufnahmebereit sind, dass sie bei gleichzeitig hoher 
Belastung in der Lage sind, mit der Aufgabe umzugehen. 

Was kann eigentlich entlasten, was kann den Städten tatsächlich helfen? Hilft ein län-
gerer Aufenthalt in Landeseinrichtungen? Ich beziehe mich hier auch auf Ihre Frage, 
Frau Seli-Zacharias, weil es durch die Formulierung vielleicht zu einem Missverständ-
nis gekommen ist. Die kommunale Seite sagt, von den Geflüchteten sind 85 % tat-
sächlich Familien. Die Unterbringung in den Landeseinrichtungen von Alleinreisenden 
bedingt natürlich, dass der Anteil der Familien da wesentlich geringer ist. Sie verwei-
sen nur darauf, dass sozusagen über die Gesamtmenge der größte Anteil Familien 
oder Menschen mit Kindern sind. Insofern ist, wenn Sie so wollen und wenn man das 
in Bezug auf Menschen überhaupt so sagen darf, der Entlastungseffekt durch einen 
längeren Verbleib in den Landeseinrichtungen sehr begrenzt. Wenn das die größte 
Gruppe ist, dann ist auch klar, dass Landeseinrichtungen, in denen Menschen leben, 
die allein angekommen sind, nur zu einer partiellen Entlastung der kommunalen Infra-
struktur und auch der kommunalen Aufnahmestruktur im Wohnbereich beitragen. 

Herr Lürbke, Sie haben gefragt, ob ein längerer Aufenthalt in Landeseinrichtungen hilft, 
und hier ist auch vonseiten der SPD-Fraktion die Frage gestellt worden, ob sich dies 
auswirkt. Alle Städte haben gesagt, es hilft ein Stück und entlastet ein Stück, aber es 
ist kein Game Changer. Die Belastung der Kommunen hat auch andere Ursachen, die 
durch dieses Instrument alleine nicht wesentlich zu beeinflussen sind. 

Was bedeutet es, wenn Menschen 24 Monate in einer Landeseinrichtung sind? Das 
ist, denke ich, unmittelbar vorstellbar, was es bedeutet, wenn im Wesentlichen eine 
Gruppe von allein reisenden Männern über 24 Monate in einer Unterkunft und insofern 
auf engem Raum, auch mit eingeschränkter Bewegungsmöglichkeit und einge-
schränktem individuellen Verfügungsraum, untergebracht sind. Das trägt natürlich 
nicht dazu bei, dass diese Einrichtung von den Menschen in der Umgebung gern ge-
sehen wird; denn sie fürchten dieses Konfliktpotenzial. Und da Landeseinrichtungen 
sich immer auf dem Boden einer Stadt befinden, wird das auch auf unserer Seite ge-
nau so gesehen. Sie kennen die Konfliktsituationen, die auch in Nordrhein-Westfalen 
entstanden sind. 

Sie haben auch gefragt, was eigentlich bei der Entlastung hilft. Eine finanzielle Aus-
stattung der Kommunen, die es ermöglicht, Unterkunft zu finanzieren und auch ein 
gewisses Reservoir an Unterkünften bei schwankenden Zugangszahlen vorzuhalten, 
würde helfen, genauso wie eine gut ausfinanzierte Infrastruktur im Bereich Integra-
tion. – Danke schön. 
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Birgit Naujoks (Flüchtlingsrat NRW [per Video zugeschaltet]): Sehr geehrte Damen 
und Herren! Vielen Dank für die Möglichkeit, Stellung zu nehmen, und für die Fragen, 
die an mich gerichtet wurden. 

Hinsichtlich der Situation in den Landesaufnahmeeinrichtungen schließe ich mich Frau 
Schneckenburger an, was das Bild von solchen Einrichtungen in den Kommunen be-
deutet. Es sind sehr große Einrichtungen, die als Fremdkörper wahrgenommen wer-
den und nicht unbedingt auf Gegenliebe stoßen, sondern oft als Ort der Abschottung, 
als Ort der Gefahr wahrgenommen werden. Deswegen bestehen auch die Schwierig-
keiten, neue Standorte zu finden, neue Einrichtungen zu eröffnen. 

Wir haben seit 2018, als ein solches Gesetz schon einmal existierte, eine unheimliche 
Ausdehnung der Verweildauer in den Landesaufnahmeeinrichtungen wahrgenommen, 
und die Auswirkungen für die Untergebrachten sind fatal. Uns wurde von sehr vielen 
Ehrenamtlichen sowie Asylverfahrensberatungsstellen berichtet, dass die Menschen 
nach längeren Aufenthalten einfach kaputt sind. Das heißt, sie kommen psychisch be-
lastet ohnehin schon hierher, müssen dann ohne Privatsphäre auf engem Raum leben, 
mit all den Beschränkungen, die Frau Schneckenburger gerade angesprochen hat, mit 
Residenzpflicht, mit verzögertem Zugang zum Arbeitsmarkt, mit der oft fehlenden Mög-
lichkeit, eine angemessene psychosoziale Versorgung in Anspruch zu nehmen usw., 
je nach Standort häufig ohne Anbindung an die kommunale Infrastruktur, je nachdem, 
wie die Kommune sich bemüht, die Einrichtung als Teil der Kommune mit anzusehen. 
Es fehlt der Zugang zu Rechtsanwälten, zu Fachärzten, zu Beratungsstellen und Ähn-
lichem. 

Das alles schottet die Menschen weiter ab, belastet die Psyche umso mehr und führt 
dazu, dass nach 18, 20 oder 24 Monaten in den Kommunen ganz viel nachholende 
Integrationsarbeit zu leisten ist. Denn es ist bei Weitem nicht so, dass nur Menschen 
mit einer sogenannten geringen Bleibeperspektive so lange in den Einrichtungen blei-
ben, sondern es sind auch Asylsuchende während des Asylverfahrens, in dem der 
Ausgang völlig offen ist und in dem viele dann auch eine Anerkennung bekommen. 

Auch die Ablehnung eines Asylantrags führt nicht automatisch dazu, dass keine Blei-
beperspektive besteht, weil ein Aufenthaltsrecht aus vielen anderen Gründen entste-
hen kann. 

Daher sind insbesondere die psychischen Auswirkungen sehr fatal. Das Leben in den 
Aufnahmeeinrichtungen ist von mangelnder Privatsphäre, von einer Einschränkung 
der Selbstbestimmung geprägt. Das heißt, es müssen grundlegende Strukturen in den 
Kommunen quasi wieder neu erlernt oder wieder aufgenommen werden. Das sehen 
wir als höchst problematisch an. 

Wir sehen auch keine Möglichkeit, das dahin gehend zu verbessern, dass man sagen 
könnte, eine längere Verweildauer kann dazu führen, dass die Psyche überhaupt nicht 
belastet wird. Das würde Einzelzimmer für jeden voraussetzen. Es würde nach drei 
Monaten, so wie es bei kommunal zugewiesenen Flüchtlingen ist, den Zugang zum 
Arbeitsmarkt voraussetzen, aber auch die Möglichkeit, darüber informiert zu werden 
usw. Es wird nicht möglich sein, das in den Landesaufnahmeeinrichtungen umzusetzen, 
abgesehen davon, dass es so große Einrichtungen sind und es alleine vom Umfeld 
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her schon eine ganz andere Situation ist. Die einzige Möglichkeit, um solche Auswir-
kungen zu vermeiden, wäre also tatsächlich eine kürzere Verweildauer. 

Hinsichtlich der rechtlichen Bedenken möchte ich darauf hinweisen, dass im Gesetz-
entwurf keine Ausnahme für vulnerable Personen genannt ist. Nach der EU-Aufnah-
merichtlinie müssen die Bedarfe von vulnerablen Personen besonders berücksichtigt 
werden. Das mangelt schon an der systematischen Erkennung. Aber auch wenn 
Schutzbedarf oder Maßnahmenbedarf erkannt ist, ist der in den Landesaufnahmeein-
richtungen nicht umsetzbar. Zum Beispiel wäre es bei traumatisierten Menschen oft 
notwendig, eine Unterbringung in einer Privatwohnung oder in kleinen Einrichtungen 
vorzunehmen, aber das ist auf dem Gelände einer großen Einrichtung nicht möglich. 

Kinder gehören zur Gruppe der Vulnerablen. Sie werden zwar – in Anführungszei-
chen – „nur“ für bis zu sechs Monate in den Landesaufnahmeeinrichtungen gehalten, 
aber das verwehrt ihnen in der Zeit den Zugang zu regulärer Bildung. Auch das ver-
stößt gegen die UN-Kinderrechtskonvention. 

Die Bestimmungen des UN-Sozialpaktes habe ich in meiner Stellungnahme ge-
nannt. – Vielen Dank. 

Kenan Yildiz (Stadt Schwerte): Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren! 
Vielen Dank für die Gelegenheit, zu den einzelnen Fragen – ich werde diese gleich 
chronologisch beantworten – Stellung nehmen zu dürfen. Es sind Fragestellungen, mit 
denen wir auch bei uns in Schwerte konfrontiert werden, und insofern bin ich froh, dass 
Frau Klanke, unsere Sozialamtsleiterin, mit dabei ist. 

Ich kann schon im Vorgriff sagen, dass ich im Grunde sehr nah und eng bei den Aus-
führungen von Frau Schneckenburger bin, was die grundsätzlichen Fragen, Beden-
ken, aber auch Erwartungshaltungen an die verschiedenen Ebenen angeht, ein-
schließlich der Frage, ob und wie die Kommunen besser unterstützt werden können, 
um eine auskömmliche Integration sicherstellen zu können. Integration ist ein langwie-
riger Prozess, ein beidseitiger Prozess, nichts, was oktroyiert werden sollte oder dürfte. 
Integration ist keine Assimilation. Nicht umsonst ist es am Ende eine völkerrechtliche 
Straftat. Insofern brauchen wir tatsächlich andere Unterstützung auf allen Ebenen. 

Herr Lürbke, Sie fragten nach Zugangsdaten und sprachen die Belastung an. Die Be-
lastungssituation mag sich vielleicht von der Anzahl her ein Stück weit entspannt ha-
ben. Wir sind aber weit davon entfernt, eine entspannte Situation zu haben. Das hat 
zum einen mit der Situation zu tun, dass wir, zwei Wochen bevor die Zuweisungen in 
den jeweiligen Kommunen stattfinden, entsprechend informiert werden und erst in dem 
Moment auch wissen, wie viele Personen kommen, welche besonderen Bedarfe, Be-
lastungen und gesundheitlichen Herausforderungen diese Menschen, die kommen, 
haben. Kommen sie mit Kindern, Kleinstkindern – Stichwort: Kita –, Jugendlichen im 
schulpflichtigen Alter? Es geht also um das Thema der Beschulung, um diese recht-
zeitig sicherstellen zu können. Es geht um die Unterbringung. Wenn wir mehrere Ein-
zelpersonen haben, mag das vielleicht eine andere Herausforderung bei der Frage 
sein, wie man diese Menschen, die teils schwer traumatisiert sind, angemessen unter-
bringt. Kommen größere Familien? Finden wir rechtzeitig auskömmlichen Wohnraum? 
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Dafür stehen bisweilen zwei Wochen Zeit im Raum. Es ist also eine entspanntere Si-
tuation, was die Zahlen betrifft – Frau Schneckenburger hat es dargestellt –, aber wir 
sind weit davon entfernt, uns in einer entspannten Situation zu bewegen. 

Dann zur Frage, inwieweit ein längerer Aufenthalt zu einer Entlastung führen könnte. 
Auch wenn ein längerer Aufenthalt nicht ein Game Changer in dem Sinne ist, konnte 
er zu einer Entlastung führen. In dem Entwurf sind Kinder oder Minderjährige und ihre 
Sorgeberechtigten mit aufgenommen. Wir haben gerade von Frau Naujoks gehört – 
Frau Schneckenburger hat es auch angesprochen –, dass durchaus auch andere 
Gruppen mit bedacht werden sollten oder müssten, um eine entsprechende einzelfall-
gerechte Lösung herbeizuführen. Im Grunde ist der Gedanke nicht verkehrt. Nur wird 
das in der Pauschalheit wahrscheinlich nicht direkt zu einer Entlastung führen. Denn 
wenn diese Menschen bis zu dieser Zeit dort sind, könnte dies eine etwaige anschlie-
ßende Integration erschweren. Wir haben gerade schließlich gehört, unter welchen 
Bedingungen Menschen – ich kenne es auch aus anderen Bundesländern oder Län-
dern – dort untergebracht sind. 

Zum Thema „Versorgung/Integration“. Wie können wir die Kommunen besser unter-
stützen? Ich schließe mich Frau Schneckenburger an. Es wäre wünschenswert, wenn 
wir auf den unterschiedlichsten Ebenen gerade in den Bereichen, die notwendig sind, 
entsprechende Unterstützung bekämen, auch um die finanziellen Bedarfe, Personal-
organisationen mit abdecken zu können. Das kann gerade für kleinere Kommunen 
eine hohe Belastung darstellen. 

Schnellere, beschleunigte Verfahren wären sicherlich sinnvoll, gerade für die betroffe-
nen Menschen. Sie brauchen Planungssicherheit. Diese Planungssicherheit mag dann 
auch dazu beitragen, die Integration und die weiteren Schritte, die sich anschließen 
bzw. anschließen müssen, zu beschleunigen. Das wäre eine Planungssicherheit für 
die Kommunen, für die Städte, für das Sozialamt und die weiteren Ämter, die daran 
gebunden sind. Insofern wäre das tatsächlich zielführend. 

Die CDU fragte an, inwieweit der Entwurf eine Entlastung bedeutet oder wo ein Ver-
besserungsbedarf besteht. Zur Entlastung habe ich schon etwas gesagt. Inwieweit 
Verbesserungsbedarf besteht, habe ich vorhin schon kurz angeteasert. In der Tat sehe 
ich bei dem Entwurf, der hier vorliegt und, wenn ich mich richtig erinnere, auch dem 
Entwurf von 2018 entspricht, ein gewisses Spannungsverhältnis zu einer Reihe von 
normativen Darstellungen, die sich vorhin auch schon abgezeichnet haben. 

Verfassungsrechtlich besteht durchaus ein Spannungsverhältnis zu Art 2 Abs. 1. Das 
Thema der Freizügigkeit, Art. 11, gilt nicht grundsätzlich für jene, die nicht Deutsche 
sind. Der Entwurf steht in einem Spannungsverhältnis zu Art. 2 Abs. 1, zu Art. 1 Abs. 1 
Grundgesetz, Art. 20 Abs. 1, soweit es das Sozialstaatsprinzip betrifft, europarechtlich 
zur EU-Aufnahmerichtlinie 2013/33 – hier insbesondere Art. 7; das hat die Kollegin 
schon angesprochen –, zur EU-Rückführungsrichtlinie 2018/115 und völkerrechtlich 
zur UN-Behindertenrechtskonvention und zur Istanbul-Konvention, soweit es um den 
Opferschutz geht. Insofern – und das schließt ein bisschen an das an, was von der 
SPD und den anderen Fraktionen gefragt wurde – wäre es durchaus sinnvoll, da eine 
andere Art der Differenzierung aufzunehmen. Das heißt, man müsste sich überlegen: 
Wer sind die vulnerablen Gruppen? Wie können wir sie besser unterstützen? Wie 



Landtag Nordrhein-Westfalen - 10 - APr 18/850 

Integrationsausschuss 12.03.2025 
36. Sitzung (öffentlich) 
 
 
können wir sie besser in den Aufnahmeeinrichtungen, in den Kommunen begleiten? 
Und wer ist überhaupt in der Lage, vor Ort menschenwürdig unterzubringen? – Vielen 
Dank. 

Hanna Zängerling (Arbeitsgemeinschaft der Spitzenverbände der freien Wohl-
fahrtspflege des Landes NRW): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Da-
men und Herren! Vielen Dank für die Einladung und dafür, dass ich hier im Namen der 
Landesarbeitsgemeinschaft der Freien Wohlfahrtspflege sprechen darf. 

Jetzt wurde schon sehr viel gesagt. Ich kann mich den meisten Beiträgen anschließen, 
möchte aber noch kurz ein paar grundsätzliche Bemerkungen vorneweg machen. 

Als LAG FW werben wir für die Rückkehr zur Erstaufnahme und lehnen die Wieder-
einsetzung des § 47 Abs. 1b grundsätzlich ab und widersprechen der Aussage, dass 
die Maßnahmen, die hier erwogen werden, ihren Zweck erfüllen und vor allem auch 
verhältnismäßig sind. 

Ich kann hier auch aufgrund der Erfahrungen der Kolleginnen sprechen, die in den 
Einrichtungen beraten, die psychosoziale Erstberatung, die Asylverfahrensberatung, 
sofern diese noch besteht, und auch Ausreise- und Perspektivberatung, wie sie in den 
letzten Jahren in den Aufnahmeeinrichtungen vorgenommen wurde, anbieten. Diese 
berichten in der guten Zusammenarbeit mit den Einrichtungsleitungen und den Betreu-
ungsverbänden, dass diese 24-monatige Wohnverpflichtung, dieses ewige Warten, 
dieses Ohnmachts- und Abhängigkeitssystem keine positiven Auswirkungen auf die 
Asylsuchenden haben. Vielmehr werden die Menschen durch diese staatlich veran-
lasste Abschottung zu einem anderen Menschen, zu einer anonymen Masse, auch mit 
Blick von außen auf die Einrichtungen, und das tut der aktuellen gesellschaftlichen 
Stimmung gar nicht gut. 

Diese Dauer der Wohnverpflichtung geht insofern zulasten der Menschen, die in den 
Aufnahmeeinrichtungen leben, und zulasten ihrer Integration und Bereitschaft, nach 
so langer Zeit die Energie aufzubringen, sich vor Ort, wenn sie dann doch den Kom-
munen zugewiesen werden, zu integrieren. 

Ich weiß nicht, ob die hier Anwesenden schon mal in einer Aufnahmeeinrichtung zu 
Gast waren. Lassen Sie mich deswegen noch kurz etwas zur Unterbringung sagen, 
insbesondere zu ZUE und Notunterkünften. Inzwischen gibt es sehr viele davon. Ich 
meine allerdings die, die fernab sind von den nächsten Orten, so wie in Schleiden, in 
Rees, in Wegberg oder in Borgentreich. Da fahren Sie mitunter 15 bis 20 Autominuten 
bis zum nächsten Ort. Das isoliert erst mal. Das verwehrt auch den Zugang zu den 
Fachberatungsstellen vor Ort. Selbst wenn sie Zugang hätten, wäre der faktische Zu-
gang nicht gegeben. 

Es ist auch so, dass Sammelunterkünfte häufig keine Ruhe- und Rückzugsmöglichkei-
ten bieten. Die Menschen können dort nicht selbstständig kochen. Sie können keine 
eigenen Speisen zubereiten. Es erfolgen Taschenkontrollen, wenn man die Einrich-
tung betritt. Das heißt, mitunter muss das selbst gekaufte Essen wieder abgegeben 
werden. Es gibt restriktive Hausordnungen, Zimmerkontrollen, keine abschließbaren 
Schränke. All das steht weiterhin auf der Tagesordnung. Man muss manchmal sogar 
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mit den eigenen Wertgegenständen im Bett schlafen, damit diese nicht gestohlen wer-
den. Und auch Bekannte dürfen nicht zu Besuch kommen. Das ist der Alltag in den 
Aufnahmeeinrichtungen. Es sind inzwischen allerdings auch gute Unterkünfte entstan-
den; das will ich hier auch sagen. Dafür wird durchaus Geld ausgegeben, aber die 
eingeschränkten Rechte und dieses Abhängigkeitssystem, das wir in den Unterkünften 
beobachten, werden dadurch nicht aufgehoben, selbst wenn Hotels angemietet wer-
den. Das ist in den Kommunen anders. Da haben die Betroffenen weitergehende 
Rechte. 

Zur EU-Aufnahmerichtlinie wurde schon einiges gesagt. Es ist in diesem Hause schon 
häufig beraten worden, dass diese in Nordrhein-Westfalen, obwohl sie seit 2015 um-
setzbar ist, immer noch nicht systematisch implementiert ist. Ich nenne insbesondere 
die frühzeitige Erkennung der besonderen Bedarfe von vulnerablen Menschen, zum 
Beispiel durch ein Screeningverfahren, das in der LEA Bochum und den Erstaufnah-
meeinrichtungen mit den Sanitätsstationen ansetzen müsste. 

Wir haben zum Teil psychosoziale Erstberatungen in den Aufnahmeeinrichtungen. Die 
sind aber aufgrund der Förderbedingungen nicht alle besetzt. Die können aber auch 
nur unterstützen, was eine Ersterkennung anbetrifft. Das heißt, da muss ein Ausbau 
stattfinden. Wenn Sie sich jetzt dafür entscheiden und überlegen, wie Sie es langfristig 
machen, dann muss diese EU-Aufnahmerichtlinie umgesetzt werden. 

Damit schließe ich mich auch dem Beitrag der kommunalen Spitzenverbände an, dass, 
wenn dann eine Zuweisung in die Kommunen stattfindet, diese Bedarfe natürlich früh-
zeitig an die Kommunen übermittelt werden müssen. Diese Frist ist in der aktuellen 
Fassung zu kurz. Das kann ich aus Beratungssicht nur bestätigen. Die Personen wer-
den mitunter sehr kurzfristig – wir hatten Menschen mit einem Rollstuhl – in den Kom-
munen abgeladen, und dann muss man schauen, wie man diese jetzt versorgt. So 
kurzfristig kann man auf die Bedarfe also nicht eingehen.  

Ich möchte noch kurz auf die EU-Verfahrensrichtlinie eingehen. Die Aufnahme dient ja 
dazu, dass sich die Menschen für das Asylverfahren bereithalten und zur Verfügung 
stehen, nicht andersherum. Das heißt, dass die Verfahrensrichtlinie mit den Verfah-
rensgarantien beachtet werden muss. Das heißt, wenn ich als Person mit besonderen 
Schutzbedarfen diese im Verfahren einbringen möchte – das gilt auch im Gerichtsver-
fahren, das durchaus in die Zeit fallen kann, wenn wir die 24 Monate ausschöpfen –, 
dann habe ich aufgrund des AsylbLG, das weiterhin gültig ist, mitunter nicht den Zu-
gang zu dem zum Teil selbst zu bezahlenden Gutachten. 

Da werden sehr hohe Anforderungen an die Personen gestellt. Selbst wenn sie den 
Mitwirkungspflichten genügen wollen, können sie das häufig nicht. Denn Sie müssen 
sowohl die Gutachten finanzieren als auch erst einmal den Zugang zu Diagnosen, zu 
Gutachten und zu den Leistungen haben, die ihnen zustehen. Denn solange die Per-
sonen in Aufnahmeeinrichtungen untergebracht sind, fühlen sich viele Ämter, die vor 
Ort die Ansprüche erfüllen würden, nicht zuständig. Das erleben wir bei Kindern, das 
erleben wir aber auch bei Menschen mit Behinderung, bei älteren Menschen. 
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Vorsitzender Dr. Gregor Kaiser: Vielen Dank. – Damit sind wir am Ende der ersten 
Runde angekommen, und wir starten die zweite Fragerunde. Ich schaue zu Marc 
Lürbke, ob er noch eine Frage hat. – Bitte schön. 

Marc Lürbke (FDP): Vielen Dank, Herr Vorsitzender. – Liebe Kolleginnen und Kolle-
gen! Meine Damen und Herren! Erst mal herzlichen Dank für die Antworten. 

Ich habe noch eine weitergehende Frage an Frau Schneckenburger und Herrn Yildiz, 
was die Möglichkeiten der Rückführungen betrifft. Sehen Sie da einen Unterschied? 
Inwieweit erschweren Zuweisungen in ein kommunales Umfeld eine Aufenthaltsbeen-
digung gegenüber einer Rückführung direkt aus den Landeseinrichtungen? – War die 
Frage verständlich? Sie gucken so kritisch, Frau Schneckenburger. Sonst formuliere 
ich es anders.  

Sascha Lienesch (CDU): Frau Schneckenburger, Sie haben in der Stellungnahme 
betont, dass die Kommunen sich eigentlich stärker auf die Integration von Personen 
mit guter Bleibeperspektive konzentrieren sollten. Würde eine verlängerte Verweil-
dauer in einer Landeseinrichtung dazu führen, dass die Kommunen sich dieser Auf-
gabe besser widmen könnten? Ich meine Personen ohne gute Bleibeperspektive, die 
länger in Landeseinrichtungen verweilen würden. 

Unsere nächste Frage richtet sich an Herrn Yildiz und Frau Schneckenburger. Haben 
Sie Erkenntnisse, wie andere Bundesländer, zum Beispiel Bayern, mit diesem Thema 
umgehen? Haben Sie Kenntnisse, die vielleicht für NRW von Interesse wären? Wo 
können wir uns etwas Gutes abgucken? Wo können wir von guten Lösungen im Ge-
setzgebungsverfahren profitieren? – Vielen Dank. 

Thorsten Klute (SPD): Ich habe eine Nachfrage an alle Sachverständige. Sie haben 
sehr eindrucksvoll die Folgen einer langfristigen Unterbringung in großen Unterkünften 
für die seelische Gesundheit, für die Gesundheit der Menschen und verschiedene an-
dere Punkte aus der Sicht der Untergebrachten dargestellt. Nun diskutieren wir – ob 
nun zu Recht oder nicht, lasse ich mal dahingestellt – Fragen der Einwanderung auch 
immer wieder vor dem Hintergrund der inneren Sicherheit. Wenn wir große Unterkünfte 
in dieser Form für bis zu zwei Jahren haben, dient das dann aus Ihrer Sicht der inneren 
Sicherheit? 

Welchen Aufwand müsste das Land in diesen Landesunterkünften betreiben, damit es 
für die Menschen, die bis zu zwei Jahre in diesen großen Einrichtungen leben, aber 
gerade auch für das Umfeld, in dem diese großen Unterbringungseinrichtungen sind, 
in Ordnung ist? 

Benjamin Rauer (GRÜNE): Ich habe eine Frage, die ich allen Sachverständigen stel-
len möchte, insbesondere aber Herrn Yildiz. Mich interessiert, welche anderen Bun-
desländer eigentlich schon den § 47 Abs. 1b Asylgesetz genutzt haben.  

Meine nächste Frage: Wir reden von der Wohnverpflichtung immer im Zusammenhang 
mit einem Asylverfahren. Das ist eigentlich die Grundvoraussetzung. Während des 
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Verfahrens sollen die Menschen in den Landesunterkünften wohnhaft sein und danach 
auf jeden Fall in die Kommunen kommen. Was braucht es denn, um die Asylverfahren 
zu beschleunigen, damit wir gar nicht von 24 Monaten sprechen müssen, weil dann 
schon vorher die Frage des Aufenthalts rechtlich geklärt worden ist? 

Enxhi Seli-Zacharias (AfD): Frau Schneckenburger, ich habe eine weitere Nachfrage 
zu Ihren Ausführungen. Wir haben jetzt viel über vulnerable Gruppen und den Umgang 
mit vulnerablen Gruppen in den Einrichtungen gehört. Dann ist natürlich die Grundprä-
misse, zu wissen, wer kommt und wie die Datenbasis ist. Sie sagten gerade auf meine 
erste Nachfrage, dass in der Gesamtbetrachtung die Mehrheit der sogenannten 
Fluchtgemeinschaft Frauen mit Kindern oder Familien seien. 

Jetzt muss ich tatsächlich noch mal nachfragen, weil uns dieser Bericht „Fluchtgemein-
schaften, Stand 01.12.2024“ vorliegt. Wir wissen, ein Drittel sind Familien mit Kindern 
bzw. Frauen mit Kindern, fast 70 % sind Frauen ohne Kinder, Männer ohne Kinder. 
Wie muss ich das deuten? Das ist für mich wichtig. Denn wenn wir über den Aufenthalt 
insgesamt sprechen, dann ist die Grundausgangsbedingung wichtig, wie hoch der An-
teil der vulnerablen Gruppen in dieser Gesamtbetrachtung ist. 

Deswegen jetzt noch mal die konkrete Rückfrage an Sie: Decken sich Ihre Zahlen mit 
den Zahlen des Ministeriums? Sprechen wir von einem Drittel von Familien mit Kin-
dern, oder ist das nicht so? Darauf möchte ich eine Antwort. – Vielen Dank. 

Vorsitzender Dr. Gregor Kaiser: Dann treten wir in die zweite Antwortrunde ein, und 
Frau Schneckenburger beginnt. Bitte. 

Daniela Schneckenburger (Städtetag Nordrhein-Westfalen): Sehr geehrter Herr 
Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren! Ich beginne mit Ihrer Frage, Frau Seli-
Zacharias. Die Formulierung lautet: Der Personenkreis der Familien macht einen er-
heblichen Anteil in den Kommunen aus, der mit bis zu 85 % angegeben wird. 

Das sind Rückmeldungen aus unseren Städten. Die sind vermutlich nicht alle statis-
tisch erfasst, aber das ist, wenn Sie so wollen, die Zielmarke, die die großen Städte 
angegeben haben, die sich auf unsere Anfrage zum Gesetzentwurf rückgemeldet ha-
ben. Und das haben sie deswegen getan, weil sie noch mal darauf hinweisen wollten, 
dass der Integrationsbedarf von Familien nicht nur im Bereich der Unterbringung und 
Erstversorgung besteht, sondern auch die anderen Systeme mit belastet. Das hatte 
ich eingangs gesagt. Das wird häufig nicht so in den Blick genommen. Es geht um 
Kindertagesstättenplätze, Recht auf Beschulung etc., und das wollen wir auch. Das 
wollen wir den Kindern selbstverständlich zur Verfügung stellen. Das ist ein Recht, das 
ihnen zusteht. 

Herr Lürbke, Sie sprachen die Zuweisungen an; ich hoffe, ich habe es richtig verstan-
den. Sie haben im Kern gefragt, ob eine Abschiebung, eine Rückführung aus einer 
Landeseinrichtung nicht leichter ist als eine Rückführung aus der Kommune. Ja, das 
wird so sein, auch weil da sozusagen eine – wie soll ich das sagen? – Einbettung in 
soziale Zusammenhänge in den Kommunen noch nicht stattgefunden hat. 
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Ob das jetzt tatsächlich hilft oder ob das beim Thema „Rückführung/Abschiebung“ ins-
gesamt den Kommunen hilft, muss man vielleicht mit einem Fragezeichen versehen. 
Denn tatsächlich erfolgt, insbesondere wenn Menschen längere Zeit eine Duldung ha-
ben, die Rückführung aus der Kommune, und wir haben als Städte schon mehrfach 
darauf aufmerksam gemacht, dass eine Entlastung der Ausländerbehörden an der 
Stelle aus verschiedenen Gründen sinnvoll sei. Das Land hat auch eine Arbeitsgruppe 
aufgesetzt, um das Thema „Zentralisierung der Rückführung“ in Nordrhein-Westfalen 
anzugehen. Das halten wir für richtig, und es ist gut, dass wir da in der Expertise mit 
eingebunden sind. 

Den Überblick über die Anwendung des § 47 in anderen Bundesländern würde ich mir 
jetzt nicht zutrauen – vielleicht kann der Kollege Yildiz damit dienen –, aber den können 
wir gegebenenfalls nachliefern, falls dafür Bedarf besteht. Ich gehe aber davon aus, 
dass Sie auch eigene Expertise an der Stelle haben. 

Eine Beschleunigung von Asylverfahren wäre vermutlich ein wesentliches Element zur 
Entlastung. Rechtssicherheit und die Klarheit für Menschen, ob sie hier eine Aufent-
haltsperspektive haben oder nicht, sind für die Menschen wichtig. Und es ist natürlich 
auch für die Integrationsangebote sinnvoll, sich auf die Menschen zu konzentrieren, 
die tatsächlich eine Aufenthaltsperspektive haben. Insofern ist das aus unserer Sicht 
ein wesentlicher Punkt, den man in den Blick nehmen muss, wenn man die Frage der 
Entlastung der kommunalen Aufnahmestrukturen bearbeiten will. – Danke schön. 

Birgit Naujoks (Flüchtlingsrat NRW [per Video zugeschaltet]): Herr Klute, ich fand 
es gut, dass Sie es selber angesprochen haben, dass es Zweifel geben kann, ob man 
die Themen „Migration“ und „innere Sicherheit“ verbinden sollte. Dagegen würden wir 
uns verwehren. Gleichwohl möchte ich auf Ihre Frage diesbezüglich antworten. 

Selbstverständlich tragen Rahmenbedingungen dazu bei, wie sich ein Mensch entwi-
ckelt, und gute Rahmenbedingungen führen dazu, dass psychische Belastungen, die 
vielleicht vorhanden waren, abgemildert werden können oder neue erst gar nicht ent-
stehen. Zu den guten Rahmenbedingungen gehört eben ein selbstbestimmtes Leben, 
gehört Privatsphäre, gehört bezogen auf Schutzsuchende auch Unterstützung im Asyl-
verfahren. Insofern haben wir die Abschaffung der landesgeförderten Asylverfahrens-
beratung mit Schrecken zur Kenntnis genommen und denken, das ist ein ganz we-
sentlicher Punkt, der die Rahmenbedingungen für die Schutzsuchenden in den Lan-
desaufnahmeeinrichtungen wesentlich verschlechtert. 

Nach dem Anschlag von Solingen ist dieses Maßnahmenpaket der Landesregierung 
ausgerufen worden, und da ist unter anderem eine große Säule „Prävention“ aufge-
macht worden. Wie gesagt, wir würden die Prävention anders gestalten. Wenn man 
nämlich die Rahmenbedingungen verbessern würde, dann bräuchte man andere An-
gebote, die da vorgesehen sind, wie Gewaltschutzkoordinatorinnen und Ähnliches, gar 
nicht. Vielmehr muss man grundlegend etwas an den Strukturen verändern. 

Das Problem bei den Anschlägen, die jetzt diskutiert worden sind, besteht darin, dass 
sie durch Menschen begangen worden sind, die psychisch krank oder psychisch be-
lastet waren. Das heißt, nicht der Hintergrund des Menschen spielt eine Rolle, sondern 
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ihre psychische Belastung. Da ist ein großes Feld, wo gehandelt werden muss. Das 
betrifft Menschen jeglichen Hintergrundes. Dazu gehört auch, dass solche Belastun-
gen erkannt werden und dass sie nicht weiter gefördert werden. 

Deswegen plädiere ich auch hier für eine kürzere Verweildauer, bessere Unterbrin-
gung in den Kommunen und einen Blick darauf, wie es mit der Psyche der Menschen 
bestellt ist. Das wäre die richtige Wahl. 

Vielleicht kurz zum § 47 Abs. 1b. Das haben die Bundesländer Bayern, Sachsen und 
Sachsen-Anhalt umgesetzt. Alle anderen Bundesländer haben darauf verzichtet. 

Zur Beschleunigung der Asylverfahren. Ja, für die Untergebrachten oder Schutzsu-
chenden ist es gut, möglichst schnell Rechtssicherheit zu haben und nicht über meh-
rere Jahre in dieser Unsicherheit leben zu müssen. Aber viel wichtiger ist die Qualität 
der Asylverfahren. Frau Zängerling und ich haben schon etwas zu den Rahmenbedin-
gungen in den Unterbringungseinrichtungen gesagt. Der Zugang zu Fachärzten ist er-
schwert, um beispielsweise medizinische Gründe vorbringen zu können. Der Zugang 
zu Rechtsanwält*innen ist erschwert, um gegebenenfalls Klage einzureichen usw. Da 
bestehen also Hürden. Es muss viel mehr Wert auf die Qualität der Asylverfahren ge-
legt werden. Denn viele Klagen gegen Bescheide des BAMF sind erfolgreich. Das 
heißt, natürlich werden auch da Fehler gemacht. Das heißt, in erster Linie gilt es, eine 
auskömmliche Personaldeckung für die Durchführung von Asylverfahren und auch bei 
den Verwaltungsgerichten zu haben, um auf diese Weise eine Beschleunigung her-
beizuführen. Es darf allerdings nicht um Beschleunigung um jeden Preis gehen, denn 
das begünstigt das Entstehen von Rechtsfehlern und den Anspruch der Schutzsu-
chenden, den ihnen zustehenden Schutz auch tatsächlich zu bekommen. – Danke. 

Kenan Yildiz (Stadt Schwerte): Ich bleibe beim Bewährten. Im Grunde kann ich mich 
wieder Frau Schneckenburger anschließen. Insofern könnte ich mir einen schlanken 
Fuß machen, gehe aber trotzdem auf die einzelnen Punkte ein, insbesondere auf die 
Frage, inwieweit und in welchem Umfang andere Bundesländer von dieser Möglichkeit 
des § 47 Abs. 1b Gebrauch gemacht haben. Insoweit decken sich die Fragestellungen 
mehrerer Fraktionen. 

Die FDP fragte nach den Möglichkeiten der Rückführung, also ob eine Zuweisung in 
eine Kommune im Vergleich zu einer Zuweisung in eine Landeserstaufnahmeeinrich-
tung die Rückführung erschwert. Ich meine – aber das ist nur eine Vermutung, die ich 
anstellen kann –, wenn die entsprechenden Personen in den Landeseinrichtungen di-
rekt vor Ort sind, wird eine Rückführung wahrscheinlich einfacher durchzuführen sein, 
als wenn sie in den Kommunen untergebracht sind. Gleichwohl bleibt das vorhin schon 
aufgeführte Petitum bestehen. Insofern habe ich auch die anderen Kolleginnen und 
Kollegen Sachverständige so verstanden, dass insbesondere Härtefälle abgemildert 
werden müssen, dass eine andere Art der Differenzierung stattfinden muss, um das 
Spannungsverhältnis zu den normativen Anknüpfungen, die ich im Grunde geschildert 
habe, so weit wie möglich abbauen zu können. 

Das grundsätzliche Problem der Rückführungen bleibt im Grunde, und zwar egal, ob 
die Personen in den Landeserstaufnahmeeinrichtungen oder in den Kommunen sind. 
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Wir brauchen tatsächlich andere Rahmenbedingungen, soweit es um die Rückführun-
gen geht, und da ist am Ende die Zuständigkeit des Bundes eröffnet, insbesondere in 
Kooperation mit den jeweiligen Herkunftsländern bei der Frage der entsprechenden 
Dokumente, der Art und Weise der Rückführung, der Verfahren als solche. Das wer-
den wir als Kommunen nicht leisten können. Wir setzen es um. Das Land, vermute ich 
jetzt mal, wird an vielen Stellen auch nicht die wesentlichen Weichen stellen können. 
Das wird am Ende eine Frage sein, deren Beantwortung der Bund erleichtern kann, 
wenn die entsprechenden Rahmenbedingungen hergestellt werden. 

Die CDU-Fraktion hat die Frage gestellt, wie andere Bundesländer damit umgehen, 
und direkt Bezug genommen auf Bayern, und die Grünenfraktion stellte eigentlich die-
selbe Frage, welche Länder von § 47 Abs. 1b Gebrauch gemacht haben. Hierzu gab 
es in NRW eine Regelung vom 29.12.2018 bis 31.08.2024. Das Gesetz ist insoweit 
ausgelaufen. In Bayern gibt es ein sogenanntes Aufnahmegesetz. Das ist vom 
24.05.2002, und die letzte Änderung ist vom 09.12.2022. Darüber hinaus gibt es in 
Sachsen eine Regelung vom 03.05.2019, die auch davon Gebrauch macht, und hier 
wurde die Anlage zuletzt am 08.04.2024 geändert.  

Was NRW angeht, so kann ich mich kurzfassen. Das Gesetz ist mittlerweile außer 
Kraft getreten, und dieser Umstand mag dann auch diese Runde und die Diskussion 
erklären. 

Es gibt ein Aufnahmegesetz in Bayern. Dieses Gesetz über die Aufnahme und Unter-
bringung der Leistungsberechtigten nach dem Asylbewerberleistungsgesetz vom 
24. Mai 2002 findet in Art. 4 eine Regelung über die Unterbringung in Gemeinschafts-
unterkünften. Maßgeblich ist hier insbesondere der Absatz 5: In begründeten Ausnah-
mefällen gestattet die zuständige Behörde den Auszug aus der Gemeinschaftsunter-
kunft. Ein begründeter Ausnahmefall liegt insbesondere vor, wenn […]. 

Die Formulierung „insbesondere“ inkludiert eine Aufzählung, die nicht abschließender 
Natur ist, wohl aber einen Rechtsrahmen vorgibt, den die Behörden nutzen können, 
um über die genannten Einzelfälle hinaus weitere Einzelfälle zu charakterisieren, die 
dem Ziel dieses Gesetzes angelehnt sind. Darunter fällt erstens, wenn Krankheit die 
Unterbringung in einer Gemeinschaftsunterkunft unzumutbar macht, zweitens, wenn 
aufgrund Schwangerschaft die Unterbringung in einer Gemeinschaftsunterkunft unan-
gemessen ist, drittens, wenn Personen im Sinne des Art. 1 Abs. 1 über ein so hohes 
Erwerbseinkommen oder Vermögen verfügen, dass sie den gesamten Lebensunter-
halt für sich oder, sofern sie eine Familie haben, ihre Familie tragen können, oder vier-
tens, wenn Ehepartner oder Eltern und ihre minderjährigen Kinder über einen unter-
schiedlichen ausländerrechtlichen Status verfügen und mindestens eine Person auf-
grund ihres Aufenthaltsstatus zum Auszug aus der Gemeinschaftsunterkunft berech-
tigt ist. 

Das ist jetzt nur ein ganz kurzer Auszug. Es gibt durchaus noch eine Implementierung 
von Einzelfallprüfungen, also durchaus einen Aufschlag, der eine Reihe von Beden-
ken, die ich vorhin geäußert habe, zumindest abfedert und das Spannungsverhältnis 
sowohl verfassungsrechtlicher Natur, also Grundgesetz, als auch völkerrechtlicher Na-
tur und insbesondere europarechtlicher Natur durchaus stark abmildert und insofern 
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auch durchaus etwas sein könnte, an dem man sich orientiert, allerdings ohne An-
spruch auf Vollständigkeit. Das ist die Regelung, die in Bayern getroffen wurde. 

Dann gibt es in Sachsen noch eine Verordnung vom 03.05.2019, und dort finden Sie 
in § 3 Grenzen der Wohnpflichtverlängerung. Dies gilt für längstens 24 Monate. Min-
derjährige mit ihren Kindern sind von der Verpflichtung ausgenommen. Es ist also ein 
Stück weit angelehnt an den Entwurf der FDP. Gleichwohl geht selbst die Regelung in 
Sachsen nicht so weit wie der Entwurf der FDP. Denn hier wird noch mal als Anlage 
eine Reihe von Staaten aufgeführt, die dann auch als Grundlage dafür dienen, wer 
tatsächlich unter diese Verordnung zu subsumieren ist oder nicht. Diese Anlage wurde 
jüngst erweitert. Sie gilt also nicht grenzenlos für alle, die hier Asyl beantragen, son-
dern es wird stärker differenziert und durchaus auch darauf geschaut, welche Länder 
man in den Blick nehmen sollte. 

Das vielleicht in aller Kürze. Ansonsten würde ich mich oder die Ausführungen von 
Frau Schneckenburger wiederholen. 

Hanna Zängerling (Arbeitsgemeinschaft der Spitzenverbände der freien Wohl-
fahrtspflege des Landes NRW): Ich antworte erst mal auf die Frage zur inneren Si-
cherheit. Ich würde eher andersherum argumentieren. Wenn Sie fragen würden, wie 
das System der Aufnahmeeinrichtung präventiv wirken kann, würde ich sagen, dass 
es eher andersherum ist und dass die dezentrale Unterbringung präventiv wirkt. 
Gleichzeitig würde ich sagen, dass Perspektivlosigkeit dazu führt, dass Personen sich 
radikalisieren, dass Gewalt zunimmt. Kriminolog*innen sagen – das habe ich auch in 
meiner Stellungnahme zitiert –, dass soziale Integration die beste Prävention ist. 

Inzwischen besteht ein Anspruch auf Beschäftigung nach sechs Monaten im Asylver-
fahren bzw. nach sechs Monaten mit Duldung, und dennoch – das können wir aufgrund 
unserer Beratungserfahrung sagen – wird dieser Rechtsanspruch nicht umgesetzt, 
dass die Personen den Zugang haben, wenn sie noch in der Aufnahmeeinrichtung sind 
und eine Beschäftigungserlaubnis erteilt werden muss. Darauf bekommen wir von den 
Zentralen Ausländerbehörden, die dafür zuständig sind, mitunter die Antwort, dass sie 
zu viel mit Abschiebungen zu tun haben und daher keine Zeit haben, Beschäftigungs-
erlaubnisse auszustellen. Das wundert uns dann schon, wenn der Rechtsanspruch 
besteht und Personen mitunter ein Jahr in den Aufnahmeeinrichtungen warten und 
keinen Zugang und keine Perspektive haben, hier in Deutschland berufstätig zu sein. 

Wenn man sich das Maßnahmenpaket nach Solingen anschaut, ist neben den Prä-
ventionsangeboten natürlich auch das Thema „Abschiebungen“ mit starken Verschär-
fungen von Abschiebungen, auch aus Aufnahmeeinrichtungen, vorgesehen. Das pas-
siert aktuell auch. Das führt gleichzeitig dazu – das sagte ich schon anfangs –, dass 
wir Aufnahme getrennt von Rückführungen sehen. Es werden Personen mit Schutz-
bedarf, die nachts schlafend im Bett liegen und obwohl keine Person, die abzuschie-
ben ist, in ihrem Zimmer ist, geweckt und durchsucht. Das lässt das Recht jetzt zu. 
Diese Verschärfungen betreffen insbesondere Personen, die im Asylverfahren sind 
und zum Teil besondere Schutzbedarfe haben. 
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Das heißt, wir werben weiterhin für die dezentrale Unterbringung und für eine verkürzte 
Unterbringung und Aufnahmeeinrichtungen als besseres Mittel gegen Radikalisierung, 
Extremismus und Kriminalisierung. 

Zur Frage, was eigentlich zweckdienlicher wäre, um ein effizientes Asylverfahren zu 
erreichen. Sowohl die Wiedereinführung der landesgeförderten unabhängigen Asyl-
verfahrensberatung als auch – hier gibt es mitunter Vorbehalte – die unabhängige Be-
ratung dienen unter anderem dazu, die notwendigen Unterlagen rechtzeitig vorzuhal-
ten, zu beschaffen, Abläufe zu erklären und die Personen individuell zu beraten. Das 
heißt, die Beratung kann effizienzsteigernd wirken. Dazu gibt es auch eine Studie des 
BAMF. 

Ebenso sind Stellenaufstockungen beim BAMF und bei Gerichten sicherlich sinnvoll. 
Das alles würde Asylverfahren definitiv beschleunigen. Asylverfahren dauern im Mo-
ment durchschnittlich 12 bis 14 Monate, und gleichzeitig ist ein schnelles Asylverfahren 
nicht unbedingt ein qualifiziert gutes Asylverfahren. Ich würde sagen, es braucht 
manchmal ein bisschen länger, und es liegt nicht immer am Bundesamt; denn manche 
Dinge Zeit brauchen Zeit. Aber trotzdem wäre es sinnvoll, da mehr Personal einzusetzen. 

Zur Beschleunigung. Laut einer Studie des BAMF, die ich auch in meiner Stellung-
nahme zitiert habe, hat es keinen beschleunigenden Effekt, wenn man Menschen 
zentralisiert unterbringt. Das wurde noch mal explizit vom BAMF in Bezug auf die An-
kereinrichtungen erhoben. 

Weiterhin möchte ich nochmal anregen, dass es auch hilfreich sein kann, eine Bera-
tung vor Asylantragstellung stärker vorzunehmen. Dadurch könnten nämlich Personen 
gar nicht erst in die Erstaufnahme und ins Asylverfahren gelangen, die dort auch nicht 
erfolgreich sein würden. Wir erproben das derzeit in der LEA Bochum. Seit Anfang 
letzten Jahres gibt es dort eine Asylverfahrensberatung dahin gehend, dass man Per-
sonen informiert, was sinnvoll und vor Asylgesuch zu beachten ist. Da ist es allerdings 
in der Umsetzung zum Teil schwierig. Da würde ich mir wünschen, dass es eine Un-
terstützung gibt, dass man sagt: Das ist uns wichtig als Land, dass wir dort eine unab-
hängige Beratung sogar schon vor der Asylantragstellung implementieren, um dort 
Sorge zu leisten. 

Ich möchte zum Schluss auf das Gesetz eingehen. Der § 47 Abs. 1b, wie er bislang in 
Kraft war, hatte eigentlich eine Evaluierung des Gesetzes zum Ziel. Mir fehlt bislang in 
dieser Diskussion, wo diese Evaluierung stattfindet und ob sie umgesetzt wurde. Denn 
aufgrund dieser Evaluierung könnte man vielleicht auch Antworten darauf finden, ob 
es sinnvoll wäre, diesen Paragrafen noch mal einzuführen oder nicht. – Danke. 

Vorsitzender Dr. Gregor Kaiser: Vielen Dank. 

Das war die zweite Fragerunde. Besteht der Bedarf für eine dritte Fragerunde? – Das 
ist nicht der Fall. Dann sind wir durch. Das ging ja fix. 

Vielen Dank dafür, dass Sie da waren und so ausführlich zu den Fragen der Abgeord-
neten Stellung genommen haben. 
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Die nächste Sitzung des Integrationsausschusses findet am 19. März, also nächste 
Woche Mittwoch, um 13:30 Uhr statt. 

Ich wünsche Ihnen noch einen schönen Nachmittag 

Die Sitzung ist geschlossen. 

(Beifall) 

gez. Dr. Gregor Kaiser 
Vorsitzender 

Anlage 
20.03.2025/24.03.2025 
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